
Satzung 

des Muldentaler Assistenzvereins e.V. (MAV e.V.)  

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr, Selbstverständnis  

1. Der Verein trägt den Namen Muldentaler Assistenzverein e.V. Die Kurzbezeichnung des 

Vereins lautet MAV e.V.  

2. Der Sitz des Vereins ist Grimma.  

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

4. Der Verein ist weltanschaulich, konfessionell und parteipolitisch unabhängig.  

 

§ 2 Zweck und Aufgaben des Vereins  

1. Der Verein hat das Ziel, Menschen, die infolge Behinderung oder chronischer Krankheit das 

Handicap tragen, bei den gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 

Ablauf des täglichen Lebens fremder Hilfe zu bedürfen, ein selbstbestimmtes und 

selbstverantwortliches Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. 

2. Er wendet sich gegen eine gesellschaftliche Aussonderung und Isolierung dieser Menschen. 

Deshalb setzt er sich für ein sozial abgesichertes und chancengleich in die Gesellschaft 

einbezogenes Leben aller Menschen ein. 

3. Der Verein unterstützt die Anstrengungen zum Abbau aller Sondereinrichtungen und Heime 

und fördert den Auf- und flächendeckenden Ausbau ambulanter Hilfs- und individueller 

Wohnmöglichkeiten. Insbesondere tritt der Verein dafür ein, dass die Menschen die von 

Ihnen benötigte Hilfe nach ihren Bedürfnissen selbst organisieren und verwalten. 

4. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

a. Trägerschaft von Diensten und Einrichtungen, die der Verwirklichung der Verbandsziele 

dienen. 

b. Zusammenarbeit mit allen Institutionen, Vereinigungen und Gremien im Territorium, 

die Menschen mit Behinderung Hilfe in sozialer, materiell-technischer, bildungsseitiger, 

gesundheitsfördernder und anderer Hinsicht gewähren können. 

c. Anstrengungen zum Abbau von Vorurteilen, Motiven und Mechanismen, die behinderte 

Menschen ausgrenzen und isolieren. 

d. Einleitung und Förderung geeigneter Maßnahmen, um Heimeinweisungen auf Dauer 

wirksam zu verhindern. 

e. Unterstützung der hilfebedürftigen Menschen bei dem Bemühen, die benötigte Hilfe 

eigenständig zu organisieren. 

f. Vermittlung von praktischen Hilfeleistungen. 



g. Unterstützung und Einweisung der Helferinnen und Helfer durch fachbezogene Kurse 

und Informationen. 

h. Aufklärung der Öffentlichkeit im Sinne der Vereinsziele. 

i. Entwicklung, Austausch und Verbreitung technischer Hilfsmittel und Verfahrensweisen 

zur Lebensbewältigung im weitesten Sinne, sowie diesbezügliche 

Informationssammlung und Informationsaustausch. 

j. Praxisbezogene Erforschung und Realisierung geeigneter Wohn- und Lebensformen. 

 

§ 3 Selbstlosigkeit, Uneigennützigkeit  

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige 

Wohlfahrtszwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der rechtsgültigen 

Abgabeordnung und zwar insbesondere durch die im § 2 dieser Satzung genannten 

Zielstellungen.  

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel des 

Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.  

3. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine personengebundenen Zuwendungen aus Mitteln 

des Vereins.  

4. Aus dem Verein ausscheidende Mitglieder erhalten keine Anteile aus dem Vereinsvermögen.  

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

6. Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Der Vorstand kann aber, soweit 

die finanzielle Situation des Vereins dies zulässt, beschliessen, eine Vergütung nach 

Maßgabe der Aufwandsentschädigung nach § 3 Nur 26 a EStG zu bezahlen.  

 

§ 4 Mitgliedschaft  

1. Mitglied kann jeder werden, der die Satzung §2 Abs. 1 bis 3 anerkennt. 

2. Förderndes Mitglied kann jede natürliche und juristische Person werden, die die 

satzungsgemäßen Ziele des Vereins anerkennt und unterstützen will. Die Aufnahme setzt 

einen entsprechenden Antrag voraus. 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft endet durch:  

 Austritt des Mitgliedes  

 Ausschluss des Mitgliedes  

 Streichung des Mitgliedes von der Mitgliederliste 



 Verlust der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen  

 Tod des Mitgliedes  

2. Der Austritt eines Mitgliedes aus dem Verein ist durch schriftliche Erklärung an den 

Vorstand jederzeit möglich. 

3. Ein Ausschluss ist nur aus wichtigem Grund statthaft. Ein wichtiger Grund ist dann gegeben, 

wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins grob verstoßen hat. Er erfolgt 

durch Beschluss des Vorstandes. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung 

einer Frist von 14 Tagen Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. Der Beschluss ist mit 

Gründen zu versehen und dem Mitglied schriftlich bekannt zu geben. Gegen den Beschluss 

kann das Mitglied innerhalb eines Monats Einspruch zur nächsten ordentlichen 

Mitgliederversammlung erheben. Diese entscheidet dann endgültig. Bis zur endgültigen 

Beschlussfassung kann der Vorstand das Mitglied von allen Mitgliedsrechten und Ämtern 

durch Mehrheitsbeschluss entheben.  

4. Der Vorsand kann ein Mitglied von der Mitgliederliste streichen, wenn es trotz Mahnung 

gemäß den Bestimmungen der Beitragsordnung mit der Zahlung seines Beitrages im 

Rückstand ist. Vor der Beschlussfassung über die Streichung von der Mitgliederliste ist dem 

Mitglied unter Setzung einer Frist von 14 Tagen Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. 

Gegen die Streichung von der Mitgliederliste ist die Anrufung der nächsten ordentlichen 

Mitgliederversammlung zulässig. Bis zur Entscheidung der Mitgliederversammlung ruht die 

Mitgliedschaft.  

5. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis, 

unbeschadet des Anspruchs des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen. Eine 

Rückgewähr von Beiträgen, Sacheinlagen oder Spenden ist ausgeschlossen.  

 

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

 Das ordentliche Mitglied hat, vorbehaltlich etwaiger Einschränkungen, die diese Satzung 

ausdrücklich regelt, das Recht:  

 an den Mitgliederversammlungen des Vereins teilzunehmen, über Anträge, 

Beschlussvorlagen u. ä. zu entscheiden und in Funktionen des Vereins gewählt bzw. 

berufen zu werden; 

 Kandidatenvorschläge für Wahl- und Berufungsfunktionen des Vereins zu unterbreiten, 

Vorstand und Rechnungsprüfer zu wählen und von den Gewählten Auskunft und 

Rechenschaft zu ihrer verbandsbezogenen Tätigkeit zu fordern; 

 zu allen Fragen gehört zu werden, die seine Person betreffen; 

 Anträge, Beschlussvorlagen, Vorschläge, Standpunkte und Meinungen zu allen 

Vereinsangelegenheiten einzubringen; 

 an allen sonstigen Vereinsveranstaltungen teilzunehmen und Vergünstigungen in 

Anspruch zu nehmen, die der Verein seinen ordentlichen Mitgliedern gewährt.  



 Das ordentliche Mitglied hat die Pflicht:  

 die Satzung und die Beschlüsse des Vereins einzuhalten und an ihrer praktischen 

Ausgestaltung entsprechend seiner Möglichkeiten mitzuarbeiten;  

 Beiträge nach der im Verein gültigen Regelung zu entrichten;  

 das Ansehen des Vereins zu wahren.  

  

 Das fördernde Mitglied hat das Recht:  

 an den Mitgliederversammlungen des Vereins beratend teilzunehmen, Vorschläge, 

Standpunkte und Meinungen zu Vereinsangelegenheiten einzubringen;  

 in beratende Funktionen des Vereins berufen zu werden;  

 an sonstigen Vereinsveranstaltungen teilzunehmen und Vergünstigungen in Anspruch zu 

nehmen, die der Verein seinen fördernden Mitgliedern gewährt.  

 

 Das fördernde Mitglied hat die Pflicht:  

 Beiträge entsprechend der im Verein gültigen Regelung und der mit ihm getroffenen 

Vereinbarung zu entrichten;  

 das Ansehen des Vereins zu wahren.  

 

§ 7 Mittel des Vereins  

Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält der Verein durch:  

 Mitgliedsbeiträge und Leistungsentgelte  

 Geld- und Sachspenden  

 Öffentliche Zuschüsse  

 Sonstige Zuwendungen und Einnahmen 

Höhe und Zahlungsweise der Mitgliedsbeiträge werden durch eine von der Mitgliederversammlung 

zu beschließende Beitragsordnung geregelt. 

Bei Auflösung des Vereins oder beim Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 

Vereines an die Interessenvereinigung für Körperbehinderte des Muldetales e.V. (IVK e.V.), die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 8 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.  

 



§ 9 Mitgliederversammlung  

1. Die Mitgliederversammlung ist die Versammlung der ordentlichen Mitglieder und das 

oberste Organ des Vereins. Sie ist vom Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung vom 

amtierenden stellvertretenden Vorsitzenden mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Die 

Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich oder per E-Mail, mindestens vier 

Wochen vor dem genannten Termin mit Bekanntgabe der Tagesordnung. Begründete 

Anträge von Vereinsmitgliedern zur Änderung oder Ergänzung der Tagesordnung sind dem 

Vorsitzenden bis mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich oder per E-Mail 

einzureichen und den Mitgliedern bis spätestens eine Woche vor dem Termin schriftlich 

bekannt zu geben.  

2. Später eingehende Anträge werden als Dringlichkeitsanträge behandelt, deren Einbeziehung 

in die Tagesordnung von der Mitgliederversammlung mit 3/4-Mehrheit anerkannt werden 

muss.  

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb von drei Monaten einzuberufen, 

wenn sie unter Nennung der Beratungsgegenstände von der Mehrzahl der 

Vorstandsmitglieder oder von mindestens einem Drittel der ordentlichen Mitglieder 

beantragt wird. In diesem Fall kann die Mitgliederversammlung nur Beschlüsse zu den 

Tagesordnungspunkten fassen, zu deren Behandlung sie einberufen wurde.  

4. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.  

5. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder einem vom Vorstand Beauftragten 

geleitet. Die Beratungsergebnisse, insbesondere die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

letztere mit Angabe der Abstimmungsergebnisse, sind im Protokoll festzuhalten. Das 

Protokoll ist vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu unterschreiben und vom 

Vorstand zu bestätigen.  

6. Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören:  

 Entgegennahme des Tätigkeits- und des Kassenberichtes des Vorstandes;  

 Entgegennahme des Berichtes der Rechnungsprüfer;  

 Entlastung des Vorstandes und der Rechnungsprüfer;  

 Bestätigung des Arbeitsprogramms, Genehmigung des Haushaltsplanes,  

 Wahl des Vorstandes und der Rechnungsprüfer;  

 Entscheidungen zur Bildung von Mitgliedergruppen, von Beiräten (Ausschüsse, 

Kommissionen u. ä.) und zur Berufung deren Sprecher bzw. Vorsitzenden.  

7. Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. 

Zur Wahlversammlung wird die Möglichkeit der Briefwahl für eingeräumt. Diese 

Unterlagen werden jedem Mitglied zur Verfügung gestellt und mit den nötigen Terminen zur 

Briefwahl versehen. 



8. Fördernde Mitglieder können an den Mitgliederversammlungen mit beratender Stimme 

teilnehmen.  

9. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung bedürfen der einfachen Stimmenmehrheit der 

anwesenden ordentlichen Mitglieder. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 

§ 10 Vorstand  

1. Der Vorstand gewährleistet die Geschäftsführung des Vereins zwischen den 

Mitgliederversammlungen. Er ist ehrenamtlich tätig und der Mitgliederversammlung sowie 

den Rechnungsprüfern rechenschaftspflichtig. Er hat insbesondere:  

 über die Einhaltung der Satzung und der Beschlüsse der Mitgliederversammlung sowie 

über die Einhaltung der Vereinsdemokratie zu wachen,  

 die Mitglieder bei ihrer vereinsbezogenen Tätigkeit zu unterstützen,  

 die Mitgliederversammlungen ordnungsgemäß vorzubereiten, insbesondere den 

Tätigkeitsbericht und den Kassenbericht vorzulegen,  

 weitere Veranstaltungen des Vereins zu organisieren, oder zu delegieren,  

 die Aufsicht über die Beratungs- und Geschäftsstelle und über die Einrichtungen des 

Vereins auszuüben,  

 das Vereinsvermögen zu verwalten und die zur Sicherung der Vereinstätigkeit 

erforderlichen Mittel zu beschaffen.  

2. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, ein bis zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem 

Schatzmeister und weiteren bis zu fünf Vorstandsmitgliedern.  

3. Geschäftsführender Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende, der oder die zwei 

stellvertretenden Vorsitzenden und der Schatzmeister. Sie vertreten den Verein gerichtlich 

und außergerichtlich. Jeweils zwei Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes vertreten 

den Verein gemeinsam.  

4. In den Vorstand wählbar ist jedes ordentliche Vereinsmitglied, das am Wahltag das 18. 

Lebensjahr vollendet hat.  

5. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig.  

6. Auf der Basis gefasster und dokumentierter Beschlüsse der Mitgliederversammlung bzw. 

des Vorstandes oder im Sinne von Informations- bzw. Arbeitskontakten ohne Rechtsfolgen 

können der Vorsitzende, bei seiner Abwesenheit der amtierende stellvertretende Vorsitzende, 

bei ausdrücklicher personenbezogener Beauftragung auch ein anderes Vorstandsmitglied 

oder ein anderer Beauftragter den Verein allein vertreten.  

7. Mitglieder mit Unterstützungsbedarf  sind vorrangig in den Vorstand zu wählen 

8. Die Vorstandsmitglieder werden in geheimer Abstimmung für die Dauer von drei Jahren in 

aufeinanderfolgenden Wahlgängen bestimmt. Gewählt ist/ sind der Kandidat/die Kandidaten 



mit den meisten Stimmen, wobei zur Wahl eine absolute Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen notwendig ist. Kommt die absolute Mehrheit nicht im ersten Wahlgang zustande, 

so ist eine Stichwahl bis zum Erreichen der absoluten Mehrheit durchzuführen.  

Die Wahlgänge sind:  

 der/die Vorsitzende  

 ein bis zwei stellvertretende Vorsitzende  

 der/die Schatzmeister/in  

 die weiteren bis zu fünf Vorstandsmitglieder.  

9. Die Beratungsergebnisse und Beschlüsse des Vorstandes, letztere mit Angabe des 

Abstimmungsergebnisses, sind in einem Protokoll niederzulegen, das vom Protokollführer 

zu unterschreiben und zur folgenden Vorstandsberatung zu bestätigen ist.  

10. Der Vorstand tagt in regelmäßigen Abständen und nach Bedarf. Er ist beschlussfähig, wenn 

mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit einfacher 

Stimmenmehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder. Stimmengleichheit gilt als 

Ablehnung des Antrages. Stimmendelegierung ist unzulässig. Der Vorstand kann weitere 

Mitglieder oder sonstige Partner zur Beratung hinzuziehen. In dringenden Fällen können 

von einem Vorstandsmitglied Vorstandsbeschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren oder 

per E- Mail unter Setzung einer angemessenen Antwortfrist oder durch telefonische 

Beschlussfassung herbeigeführt werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu 

der zu beschließenden Regelung erklären. Die Beschlussfassung ist in der nächsten 

Vorstandssitzung mit dem Ergebnis der Abstimmung zu protokollieren.  

11. Beim Ausscheiden von Vorstandsmitgliedern innerhalb der Wahlperiode, oder falls ein Vor- 

standsmandat nicht durch eine reguläre Wahl besetzt werden kann, kann sich der Vorstand 

unter Beachtung der Regelung des § 10 (7) durch Berufung von bis zu drei Mitgliedern 

zeitweilig selbst ergänzen. In der nachfolgenden Mitgliederversammlung ist eine Wahl zur 

regulären Besetzung der Vorstandssitze für den Rest der Wahlperiode entsprechend dem im 

§10 (8) festgelegten Verfahren durchzuführen.  

12. Der Vorstand ist bevollmächtigt, Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder 

Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, vorzunehmen. Diese Änderungen 

sind den Mitgliedern alsbald mitzuteilen.  

13. Mitarbeiter der Beratungs- und Geschäftsstelle sind in den Vorstand wählbar. Bei der 

Beratung, Abstimmung und Beschlussfassung über die Aufgaben und Vergütung der 

Mitarbeiter sind diese Vorstandsmitglieder nicht Stimmberechtigt. Es dürfen nur weniger als 

die Hälfte der Vorstandsmitglieder als Mitarbeiter der Beratungs- und Geschäftsstelle 

gewählt werden. 

 

 

 



§ 11 Rechnungsprüfer  

1. Die Rechnungsprüfer haben die Aufgabe, die Revision der Kassenführung durchzuführen 

und der Mitgliederversammlung darüber Bericht zu erstatten.  

2. Es werden bis zu zwei Rechnungsprüfer für die Dauer von drei Jahren in geheimer 

Abstimmung analog der Prinzipien der Vorstandswahl gewählt. Diese arbeiten als 

Kommission zusammen. Die Rechnungsprüfer entscheiden eigenverantwortlich über den 

Vorsitz ihrer Kommission.  

3. Beim Ausscheiden eines Rechnungsprüfers innerhalb der Wahlperiode kann sich die 

Kommission um ein Mitglied zeitweilig selbst ergänzen. Im Übrigen gelten die 

Ergänzungsprinzipien analog den Prinzipien des Vorstandes.  

4. Vorstandsmitglieder, sowie Mitarbeiter der Beratungs- und Geschäftsstelle sind nicht als 

Rechnungsprüfer wählbar. 

 

§ 12 Beiräte, Ausschüsse, Arbeitsgruppen  

Der Vorstand kann zu seiner fachlichen Beratung ständige oder zeitweilige Beiräte, Ausschüsse und 

Arbeitsgruppen berufen. Deren Aufgabenstellung und Zusammensetzung bedürfen der Zustimmung 

der Mitgliederversammlung nach § 9 (9). Die Vorsitzenden bzw. Mitglieder der Beiräte, Ausschüsse 

und Arbeitsgruppen sollen vorzugsweise ordentliche Mitglieder gemäß § 4 (1) sein.  

 

§ 13 Beratungs- und Geschäftsstelle  

1. Zur Durchführung seiner satzungsgemäßen Aufgaben kann der Verein eine Beratungs- und 

Geschäftsstelle unterhalten und einen Geschäftsführer bestellen und weitere Mitarbeiter 

einstellen. Der Geschäftsführer und die weiteren Mitarbeiter werden vom Vorstand 

eingesetzt. Sie sind dem Vorstand, den Rechnungsprüfern und der Mitgliederversammlung 

rechenschaftspflichtig.  

2. Die Vergütung des Geschäftsführers und der Mitarbeiter der Beratungs- und Geschäftsstelle 

erfolgt nach einzelvertraglicher Regelung in Anlehnung an das Tarifrecht des öffentlichen 

Dienstes. 

3. Geschäftsführer und Mitarbeiter der Beratungs- und Geschäftsstelle können Mitglieder des 

Vereins sein. Deren einzelvertragliche Vergütung stellt keine unzulässige persönliche 

Zuwendung nach § 3 (3) der Satzung dar.  

 

Die vorstehende Satzung des Muldentaler Assistenzvereins e. V. wurde in der Mitgliederversamm- 

lung am 09.10.2021 in Grimma beschlossen.  


